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Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen 

Beantwortung 

– 

 
Mitglied des Landtages Henriette Quade (fraktionslos) 

 

 

Prozess gegen extrem rechten Intensivtäter in Halle (Saale) 

 

Kleine Anfrage - KA 8/3833 

 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

 

beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort der Landesregierung - erstellt vom Ministerium 

für Inneres und Sport - auf die o. g. Kleine Anfrage. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dr. Tamara Zieschang 
Ministerin für Inneres und Sport 
 

 

 



Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen 
Beantwortung

Abgeordnete Henriette Quade (fraktionslos)

Prozess gegen extrem rechten Intensivtäter in Halle (Saale)
Kleine Anfrage — KA 8/3833

Vorbemerkung der Anfragestellerin:

Am 18. März 2026 wurde der Neonazi X* vom Landgericht Halle u. a. wegen 
gefährlicher Körperverletzung zu einer Freiheitsstrafe von sechseinhalb Jahren 

verurteilt. X* ist nach Angaben der Mitteldeutschen Zeitung („MZ") Mitglied der 

Neonazi-Gruppierung „Deutsche Jugend Zuerst", aus der heraus im Dezember 2024 

Wahlkämpfer der SPD angriff.1 X* selbst wurde nach Berichten der MZ, nachdem er 

im Oktober 2024 auf dem Marktplatz in Halle den Hitlergruß gezeigt und „Heil Hitler" 

gerufen hatte, vom Amtsgericht Halle zu einer viermonatigen Haftstrafe verurteilt.

Spätestens Ende des Jahres 2024 fiel X* auch durch eine Serie von Gewalttaten in 

Halle-Trotha auf. So schlug er Anfang November 2024 in einer vollen Straßenbahn der 

Linie 8 in Halle einem Studenten mit der Faust ins Gesicht. Zuvor beschimpfte & 

fotografierte X* diesen, zeigte ihm ein 25 cm langes Messer, welches er bei sich führte, 

und bedrohte ihn. Dem vorangegangen war die Aufforderung des couragierten 

Studenten, X* solle das weitere lautstarke Abspielen rechtsextremer Musik in der 

Straßenbahn unterlassen.2

Zwei Wochen später bedrohte X* an der Haltestelle Halle-Trotha zwei Passanten mit 

einem Maurerhammer, im Januar 2025 eine junge Frau in einem Bus in Halle-Trotha 

mit den Worten: „Scheiß Zecke! Ich find dich! Ich schlag dich zusammen! Ich schlag 

dich tot!".

1 „Hitlergruß und Alkoholexzesse - Prozess gibt Einblick in die junge Neonazi-Szene", mz.de, 17.03.2026, 
abrufbar unter: https://www.mz.de/lokal/halle-saale/hitlergruss-und-alkoholexzesse-prozess-gibt-einblick-in- 
die-junge-neonazi-szene-4217637
2 „Urteil zu rechter Gewalt: Sechseinhalb Jahre für Neonazi-Intensivtäter", taz.de, 20.03.2026, abrufbar unter: 
https://taz.de/Urteil-zu-rechter-Gewalt/l6164106/

mz.de
https://www.mz.de/lokal/halle-saale/hitlergruss-und-alkoholexzesse-prozess-gibt-einblick-in-die-junge-neonazi-szene-4217637
taz.de
https://taz.de/Urteil-zu-rechter-Gewalt/l6164106/


Mitte Februar 2025 beleidigte er drei Schüler einer freien Schule in einem Supermarkt 
in Halle-Trotha als „Zecken" und nahm einen von ihnen unvermittelt in den 
Schwitzkasten 3 Nachdem die Schüler durch Gegenwehr die Flucht ergreifen konnten, 

zog X* eine „mit 4,5 mm Stahlkugeln aufmunitionierte Gaspistole der Marke Glock"4 

und schoss dreimal auf die Schüler, wobei einer der Schüler am Hinterkopf getroffen 

wurde. In eine nahegelegene Schule geflüchtet, kontaktierten sie schließlich die Polizei 

und gaben eine ausführliche Personenbeschreibung ab.

Am 14. März 2025 schoss X* mit der Gaspistole unvermittelt in das Gesicht eines 
Passanten an einer Bushaltestelle in Halle-Trotha.5 Die Kugel verletzte diesen durch 

sein schnelles Handeln in Form einer sofortigen Drehbewegung des Kopfes lediglich 

am Ohr, welches anschließend blutete. Nur aufgrund dieser reflexhaften 

Drehbewegung kam es zu keiner schlimmeren Verletzung. Durch eine Zeugin 

kontaktierte Polizeibeamte stellten lediglich X*s Identität fest und nahmen ihm die 

Waffe ab. Dass dieser nach Angaben der TAZ „unter zweifacher Bewährung steht und 

die Waffenbehörde ihm das Tragen einer Waffe amtlich untersagt hat, fiel den
"6Beamten nicht auf. X* konnte nach Hause gehen.

Am 24. März 2025 traf X* mit drei Begleitern auf einem Supermarktparkplatz in Halle- 

Trotha auf einen sich außer Dienst befindlichen, schwarzen Polizeibeamten und 

dessen hochschwangere Freundin. Nach dem Bericht der TAZ „wurde aus der Gruppe 

der vier Rechten direkt der Hitlergruß gezeigt; es fielen „Sieg Heil"-Rufe und 

rassistische Beleidigungen"7. Allen voran stürmte X* mit einem Teleskopschlagstock 

auf den Beamten zu und schlug unvermittelt und wuchtig in dessen Richtung. Aufgrund 

einer zügigen Ausweichbewegung erlitt er lediglich eine Prellmarke am linken Ohr. 

Couragierte Passant*innen stellten sich schützend vor den rassistisch Angegriffenen 

und erwirkten, dass die Angreifer abließen. Die von Passant*innen kontaktierte Polizei

3 Siehe Fußnote 2
4 Siehe Fußnote 2
5 Siehe Fußnote 2
6 Siehe Fußnote 2
7 Siehe Fußnote 2



konnte die Gruppe in Tatortnähe stellen und das Tatmittel sicherstellen 8 Der 

gemeingefährliche Neonazi X* wurde daraufhin endlich vorläufig festgenommen. Am 
darauffolgenden Tag wurde gegen X* ein Haftbefehl erwirkt. Am 13. Januar 2026 

begann wegen der o. g. Delikte die Hauptverhandlung vor dem Landgericht Halle, 9 

welche im anfangs genannten Urteil mündete.'0

Antwort der Landesregierung erstellt vom Ministerium für Inneres und Sport

Frage 1:

Welche abgeschlossenen oder noch laufenden Ermittlungsverfahren wurden 

oder werden gegen X* geführt? Bitte aufschlüsseln nach laufender Nummer, 
Datum, Ort, Anzahl weiterer Tatbeteiligte*r, Tatbeständen und ggf. 
Begehungsweise, Zuordnung PMK, Anzeige von Amts wegen oder Anzeige 

durch private Dritte, rechtskräftige Verurteilung.

Frage 2:

Inwieweit ist X* darüber hinaus polizeilich in Erscheinung getreten bzw. bekannt 
geworden?

Frage 3:

In welchem Umfang war X* zu welchem Zeitpunkt polizeilich bekannt?
a. Wann erlangten welche Sicherheits- oder Strafverfolgungsbehörde 

Kenntnis von rechtskräftigen Verurteilungen („zweifacher 
Bewährung"H) des X*?

b. Wann wurde X* von der zuständigen Behörde auf welcher 
Rechtsgrundlage und mit welcher Begründung das „Tragen einer Waffe 

amtlich untersagt"12? Wann wurde welche Sicherheitsbehörde darüber 
informiert?

8„24.03.2025 HALLE (SAALE)", mobile-opferberatung.de, 24.03.2025, abrufbar unter: https://www.mobile- 
opferberatung.de/24-03-2025-halle-saale/
9 Pressemitteilung 021/2025 des Landgerichts Halle vom 18.12.2025.
10 „Lange Haftstrafe für Hauptangeklagten - „Sie sind ein überzeugter Nazi"", mz.de, 19.03.2026, abrufbar 
unter: https://www.mz.de/lokal/halle-saale/lange-haftstrafe-fur-hauptangeklagten-sie-sind-ein-uberzeugter- 
nazi-4218404
11 Siehe Fußnote 2
12 Siehe Fußnote 2

opferberatung.de
https://www.mobile-opferberatung.de/24-03-2025-halle-saale/
mz.de
https://www.mz.de/lokal/halle-saale/lange-haftstrafe-fur-hauptangeklagten-sie-sind-ein-uberzeugter-nazi-4218404


Frage 4:
Wann (Jahr) hatte der Verfassungsschutz erstmals Kenntnis von X*?

Frage 5:
Ab wann (Jahr und soweit möglich Quartal) wurden erstmals Daten zu X* durch 

den Verfassungsschutz gespeichert? Bitte differenzieren, soweit die 

Speicherung auf unterschiedlichen Rechtsgrundlagen fußte, etwa vergleichbar

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 VerfSchG LSA.

Frage 6:

Wurde diese Beobachtung - nach dem erstmaligen Zeitpunkt - unterbrochen und 

wenn ja, von wann bis wann und aus welchen Gründen? Bitte mit Jahr und 

soweit möglich Quartal angeben.

Frage 7:

Wie verlief das Ermittlungsverfahren zu der oben beschriebenen Tat im 

November 2024?

a. Wann wurde X* als Tatverdächtiger ermittelt?

b. Lagen den Strafverfolgungsbehörden zu diesem Zeitpunkt die in 

3.a. und 3.b. erfragten Erkenntnisse über X* vor?

c. Sofern Erkenntnisse zu 3.a. vorlagen, wurde ein Widerruf der 

Strafaussetzung gem. § 56f StGB eingeleitet oder beschlossen? 

Falls ein solcher nicht beschlossen oder eingeleitet wurde, wieso 

nicht?

Frage 8:
Wie verlief das Ermittlungsverfahren zu der oben beschriebenen Tat im Februar 

2025?

a. Wann wurde X* als Tatverdächtiger ermittelt?

b. Lagen den Strafverfolgungsbehörden zu diesem Zeitpunkt die in

3.a. und 3.b. erfragten Erkenntnisse über X* vor?



Frage 9:
Wie verlief das Ermittlungsverfahren zu der oben beschriebenen Tat am 14. März 

2025?

a. Wann wurde X* als Tatverdächtiger ermittelt?

b. Lagen den Strafverfolgungsbehörden zu diesem Zeitpunkt die in 

3.a. und 3.b. erfragten Erkenntnisse über X* vor?

c. Warum wurde von den Sicherheits- oder 

Strafverfolgungsbehörden, insbesondere von den Polizeibeamten 

vor Ort, keine Festnahme des unter Bewährung stehenden und 

bewaffneten X* erwirkt?

d. Aufgrund welcher rechtlichen und tatsächlichen Einschätzung 

haben die Strafverfolgungsbehörden, besonders vor dem 
Hintergrund der räumlichen und zeitlichen Nähe zu der in 8. 

erfragten Tat, das Vorliegen eines Haftgrundes (insbesondere gern.

§ 112a StPO) angenommen oder abgelehnt?

Frage 10:

Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu X* und dessen Aktivitäten, 

dessen Einbindung in und Bedeutung für die extreme Rechte in Sachsen-Anhalt 

vor? Welche Verbindungen zwischen X* und extrem rechten Organisationen 

sind der Landesregierung bekannt?

Frage 11:

Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung zu extrem rechten Aktivitäten von 

X* in Sachsen-Anhalt/Beteiligung an Aktivitäten extrem rechter Gruppierungen 

und/oder Parteien in Sachsen-Anhalt sowie anderen Bundesländern und 

Ländern? Bitte aufschlüsseln nach Art der Aktivität, Datum, Thema; Ort, 

beteiligten Gruppierungen.

Frage 12:
An welchen Aktivitäten extrem rechter Gruppierungen, Organisationen, Parteien 

oder Einzelpersonen innerhalb und außerhalb Sachsen-Anhalts nahm X* bis 

zum Einreichen der Kleinen Anfrage teil? Bitte aufschlüsseln nach Gruppierung, 

Aktivität, Datum, Thema, Ort, Teilnehmerzahl und Veranstalter*in.



Frage 13:

Sind Rechtsmittel gegen das o. g. Urteil vom 18. März 2026 eingelegt wurden und 

wenn ja, durch wen und welche?

Antwort auf die Fragen 1 bis 13:

Die Fragen 1 bis 13 werden zusammenhängend beantwortet.

Der parlamentarische Informationsanspruch ist grundsätzlich auf die Beantwortung 

gestellter Fragen in der Öffentlichkeit angelegt. Die Landesregierung trifft aber eine 

Schutzpflicht gegenüber ihren nachrichtendienstlichen Quellen. Die Antwort der 

Landesregierung muss insoweit als Verschlusssache „VS-NUR FÜR DEN 

DIENSTGEBRAUCH" eingestuft werden. Hierbei wird der Rechtsprechung des 

Landesverfassungsgerichts Sachsen-Anhalt gefolgt, nach der bei der Erfüllung der 

Auskunftsverpflichtung gegenüber dem Parlament unter Geheimhaltungsaspekten 

wirksame Vorkehrungen gegen das Bekanntwerden von Dienstgeheimnissen mit 

einbezogen werden können (vgl. Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt, Urteil 
vom 17. September 2013, Az.: LVG 14/12; Urteil vom 25. Januar 2016, Az.: LVG 6/15). 

Hierzu zählt auch die Geheimschutzordnung des Landtages (GSO LT).

Die Einstufung als Verschlusssache ist im vorliegenden Fall im Hinblick auf das Wohl 

des Landes Sachsen-Anhalt geeignet, das Informationsinteresse des Parlaments 

unter Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen der Landesregierung zu 

befriedigen (Artikel 53 Abs. 3 und 4 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt).

Die öffentliche Preisgabe von Informationen würde in Teilen Rückschlüsse auf 

sensible Verfahrensweisen und Taktiken der Verfassungsschutzbehörde ermöglichen. 

Es wäre zu befürchten, dass verfassungsfeindlichen Bestrebungen nicht mehr 

wirksam entgegengetreten werden kann und hierdurch dem Wohl des Landes 

Sachsen-Anhalt Nachteile zugefügt würden.

Mit der Kleinen Anfrage werden zudem personenbezogene Daten abgefragt. Dadurch 

ist das Selbstbestimmungsrecht als Ausprägung des allgemeinen 

Persönlichkeitsrechts berührt. Die in der Antwort auf die Kleine Anfrage getätigten 

Angaben stehen in einem Spannungsverhältnis zwischen dem Schutz des 

Persönlichkeitsrechts des Betroffenen und dem verfassungsrechtlich verbürgten 

Informationsanspruch der Abgeordneten. Eine öffentliche Bekanntgabe der



personenbezogenen Daten und deren anschließende Veröffentlichung würde das zu 

schützende Persönlichkeitsrecht des Betroffenen verletzen.

Die Antwort auf die Kleine Anfrage wird daher als Verschlusssache „VS-NUR FÜR 

DEN DIENSTGEBRAUCH" eingestuft. Die vollständige Antwort der Landesregierung 

kann bei der Geheimschutzstelle des Landtages nach Maßgabe der GSO LT 
eingesehen werden.




